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Daniel Foppa und Stefan Häne

Frau Gössi, derzeit protestieren
Schülerinnen und Schülermit
Plakaten, auf denen «FDP: Fuck
de Planet» steht. Der Freisinn
gilt als klimafeindliche Partei.
Wir sind keine klimafeindliche
Partei. Der nachhaltige Umgang
mit den Ressourcen steht seit
Jahrzehnten in unserem Partei-
programm. Als aber die Grünen
und die Grünliberalen gegrün-
detwurden, habenwir dieseThe-
matik etwas aus der Hand gege-
ben. Darum wissen viele heute
nicht mehr, dass der Umwelt-
schutz eigentlich zur DNA des
Freisinns gehört.

Weshalb hat die FDPdann
entscheidend dazu beigetragen,
dass das CO2-Gesetz im
Nationalrat gescheitert ist?
Dieser Eindruck ist fundamental
falsch.Wir haben demGesetz zu-
gestimmt, abgelehnt haben es
Grüne, GLP, SP und SVP.Wir ha-
ben etwa eine Erhöhung der
Benzinabgabe auf 8 Rappen pro
Liter gutgeheissen, eineVerdop-
pelung derCO2-Abgabe und eine
Verlängerung des Programms
zur Gebäudesanierung. Die Lin-
ke dagegen hätte, so wie es aus-
sieht, das CO2-Gesetz nur mit-
getragen, wenn alle ihre Forde-
rungen erfülltwordenwären. So
funktioniert unsere Konsensde-
mokratie aber nicht.

Ihr FraktionsmitgliedMatthias
Jauslin räumt ein, die FDPhabe
«einenwesentlichen Beitrag
zurVerwässerung» des
Gesetzes geleistet. Sowar die
FDPetwa gegen eine Flugticket-
Abgabe und dagegen, dass die
CO2-Emissionen auch im
Inland gesenktwerdenmüssen.
Das Geschäft ist nun im Stände-
rat,dievorberatendeKommission
hat sich für ein Inlandziel ausge-
sprochen – unter Mithilfe der
FDP-Vertreter.DieseKorrekturhat
also stattgefunden.Wenndadurch
ein breiter Kompromiss entsteht,
werden wir auch im Nationalrat
fürein InlandzielHandbieten.Wir
sind auch nicht gegen eine Flug-
ticket-Abgabe, wenn dies hilft,
dass die Linkedas ganzeGeschäft
nichtwiederverwirft.AmSchluss
der Beratung werden wir jedoch
das Gesamtergebnis beurteilen.

Das ist ein bemerkenswerter
Meinungsumschwung.Wie
kam es dazu?
Wir wollen eine wirksame Kli-
mapolitik. ImGegensatz zur SVP
wollenwir eine Lösung.Wirma-
chen aber auch nicht vor allem
Wahlkampf wie die Grünen. Da
ist es selbstverständlich, dass
man die Politik anpassen kann.

Ist das die konsolidierte
Meinung der FDP-Fraktion?
Wirwerden die Reihen erst noch
schliessen müssen. Aber ich bin
jedenfalls gewillt, hier etwas in
Bewegung zu setzen.Und ich bin
zuversichtlich, dass die FDP-
Fraktion zum Schluss einem
Kompromiss zustimmen wird.

Die Bundesratsvorlagewar
bereits ein ziemlichmoderater
Kompromiss.
Schauen Sie,wir führen parteiin-
tern jetzt eine entsprechendeDe-
batte. Geplant ist, dasswir in den

nächstenWochen eineBefragung
aller unserer 120000 Mitglieder
durchführen.Wirwollen von der
Basis wissen, welche Ziele ihr in
der Umweltpolitik wichtig sind.

Werden Sie Ihre Politik den
Umfrageergebnissen anpassen?
Selbstverständlich werden wir
die Anliegen der Basis aufneh-
men. Und die Befragung soll
auch Klarheit bringen in der Fra-
ge, wo die FDP umweltpolitisch
überhaupt steht. Ich verstehe
wes, dass es zu Irritationen führt,
wenn ein FDP-Nationalrat neue
AKW fordert und ein FDP-Stän-
derat sich gleichzeitig zur Glet-
scherinitiative bekennt, die kei-
ne fossilen Emissionen bis 2050
mehrwill.

Sie sprechen dieAussagen
vonHans-UlrichBigler und
Ruedi Noser an.
Herr Bigler hat sich als Präsident
des Nuklearforums geäussert.
DieMeinung der FDP ist klar:Wir
unterstützen die Energiewende
und fordern keine neuen AKW.
Diese Diskussion ist abgeschlos-
sen und auch aus der Luft gegrif-
fen, weil derzeit sowieso nie-
mand mehr in den Bau neuer
AKW investieren würde. Zudem
ist die Entsorgungsfrage noch

nicht gelöst. Ich habe das Herrn
Bigler auch klar gesagt.

Haben Sie auch Herrn Noser
für sein Engagement bei der
Gletscherinitiative gerüffelt?
Das habe ich. Die Gletscherini-
tiative steht indes weniger quer
in der Landschaft. Sie orientiert
sich am Pariser Klimaabkom-
men, hinter dem auch die FDP
steht. Das Problem der Initiative
ist, dass einmal mehr eine Ziel-
setzung in die Verfassung ge-
schriebenwerden soll, ohne dass
derWeg dorthin aufgezeigtwird.

Das ist bei Volksinitiativen
meist so.
Das stimmt. Aber in der Klima
debatte ist es besonderswichtig,
nicht nur hehre Ziele zu haben,
sondern sich auch Gedanken da-
rüber zumachen,wie diese zu er-
reichen sind.Wennman etwa zu

stark aufVerbote oderPreiserhö-
hungen setzt, das heisst, wenn
die Massnahmen nicht nah am
Menschen sind, drohen sie vor
demVolk zu scheitern. In Frank-
reich entzündete sich derProtest
derGelbwesten an einer Benzin-
preiserhöhung, und im Kanton
Bern ist eben ein Gesetz zur För-
derung der erneuerbaren Ener-
gien gescheitert.

Das die FDP zusammenmit der
SVPbekämpft hat.Was einmal
mehr zeigt: Kaum geht es um
konkreteMassnahmen, ist die
FDPdagegen.
Das Berner Gesetz war offen-
sichtlich zu bürokratisch. Zudem
waren die Gemeinden, die das
Gesetz hätten umsetzenmüssen,
dagegen. Ich bin überzeugt, dass
Umweltschutz stark auf Innova-
tion und Eigenverantwortung
undweniger aufVerboten basie-
ren muss. Es ist gut und recht,
auf der Strasse gegen den Klima-
wandel zu protestieren. Wir als
Politiker stehen jedoch in der
Verantwortung, mehrheitsfähi-
ge und damit umsetzbare Lösun-
gen zu finden.Und dieseVerant-
wortung nimmt die FDPwahr.

Die Kritik der letztenWochen
scheint Sie aufgeschreckt zu

haben. Ist Ihr Bekenntnis zum
Umweltschutzmehr als ein
wahltaktischesManöver?
Das hat nichtsmitWahltaktik zu
tun. Es geht um ein zentrales
Thema: die Umwelt. Ich bin nun
seit drei Jahren Parteipräsiden-
tin. Ich habe die Partei weiter
konsolidiert. Die FDP-Mitglieder
habenwieder Freude, beim Frei-
sinnmitzumachen. Ichwerde an
unserer nächsten Delegierten-
versammlung im Mai die Basis
auf einen neuen Generationen-
vertrag einschwören. Dieser soll
nicht nur dieAltersvorsorge ent-
halten, sondern auch die Um-
weltpolitik; beides sind grosse
Themenfelder,welche die nach-
folgenden Generationen stark
betreffen.

Was beinhaltet dieser Genera-
tionenvertrag denn genau, und
wie verbindlich ist er?
Ich will aufzeigen, dass wir als
Partei an die Freiheit für uns
Menschen glauben.Wir sind nur
stark, wenn alle Generationen
zusammen die Zukunft angehen
undwir nicht auf die Kosten des
anderen leben. Dieses Ziel lässt
sich nur durch ein liberalesWirt-
schaftssystem erreichen, in dem
nicht verhindert, sondern geför-
dert wird.

Das tönt nicht neu und zudem
noch recht schwammig.
In einem ersten Schritt geht es
darum, diese Botschaft zu plat-
zieren,damit sich in derPartei et-
was bewegt. Im Juni wird dann
erneut eineDelegiertenversamm-
lung stattfinden,diesmalmit Fo-
kusUmweltpolitik.Dortwird der
Vertrag konkreterwerden.

Warumhaben Sie das alles
nicht vor dem Eklat rund ums
CO2-Gesetz angekündigt?
In dieser Legislatur hatten wir
schwere Brocken zu bewältigen,
die viele Ressourcen banden,
etwa zwei Bundesratswahlen
oder die Europapolitik.Wir sind
keine Einthemenpartei.

Die Klimapolitik kommt aber
bereits seit Jahren kaumvom
Fleck – auchwegen der FDP.
Wir können nicht alles auf ein-
mal anpacken.Wir sindMilizpoli-
tiker. Zudem besteht die Klima-
politik nicht nur aus der Debatte
um das CO2-Gesetz, sie geht viel
weiter. Es istmeineAufgabe, das
aufzuzeigen. Ich versuche, die
Partei in Fragen des Klima- und
Umweltschutzes auf eine Linie
zu bringen. Ob mir das gelingt,
werdenwir sehen. Aber ich gehe
nun diesen Weg, ich will meine
Partei imRahmendes Generatio-
nenvertrags neu positionieren.

Haben SieAngst vor der
Befragung? Sie könnte zeigen,
dass ein Teil der FDPbesser bei
der GLP aufgehobenwäre.
Nein. Die FDP ist eine Partei mit
liberalem Kompass. Die GLP
arbeitet gerade bei der Energie-
und Klimapolitik oft mit Verbo-
ten und Bevormundung. ImVer-
nehmlassungsentwurf des CO2-
Gesetzes hat die GLP das Verbot
von fossilen Heizsystemen
unterstützt. Ich habe deshalb
keine Angst vor den Grünlibera-
len. Wir richten unsere Politik
auch nicht danach, ob sie kurz-
fristig neueWählerschichten er-
schliesst.Mein Fokus ist langfris-
tig. Eben darum möchte ich für
meine Partei einen Generatio-
nenvertrag. Jedenfalls zielt der
Vorwurf derWahltaktik ins Lee-
re: Ich werde den Gegenbeweis
antreten.

Haben Sie sich intern
abgesichert?
Ich habe Gespräche geführt, ja.
Ich bin zuversichtlich, dass Be-
wegung in die Sache kommt.

Sie lehnen sichweit aus dem
Fenster. Und riskieren den
Totalabsturz.
Dessen bin ich mir bewusst. Ich
will aber die Menschen an
die Traditionen des Freisinns
erinnern.AllesWeiterewird sich
zeigen.

«Das hat nichts mit Taktik zu tun»
Klimaschutz FDP-Präsidentin Petra Gössi zeigt sich im Streit um ein verschärftes CO2-Gesetz kompromissbereit. Sie will die
Umweltpolitik ihrer Partei justieren –mithilfe der Parteibasis. EinWahlkampfmanöver sei dies nicht, versichert sie.

«Die Klimapolitik
besteht nicht
nur aus der
Debatte umdas
CO2-Gesetz, sie
geht viel weiter.»

«Die FDP-Mitglieder haben wieder Freude, beim Freisinn mitzumachen», sagt Petra Gössi. Foto: Urs Jaudas

Petra Gössi

Die 43-jährige Juristin kommt
aus dem Kanton Schwyz und ist
seit 2016 Präsidentin der FDP
Schweiz. Seit 2011 politisiert sie
im Nationalrat. Dort gehört Gössi
der einflussreichen Kommission
für Wirtschaft und Abgaben an.
Sie arbeitet als Rechts-, Steuer-
und Unternehmensberaterin in
Zürich. (sth)


